
h

nummer 192

ſowie durch die Poſt bei freier Zuſtellung monatlich M 20 00 in den Fusgabeſtellen abgeholt M 19 00 monatlich die acht
eſpaltene KAazeigen Millimeter Zelle koſtet im Ortsverkehr M 00 im auswärtigen Verkehr M 50 Reklamen die

NinimeterZelie M 00 im Ortsverkehr und M 00 im auswärtigen Verkehr Fnzeigen Schluß Zehn Uhr vormftttags

hHalle Freitag en 23 Juni 1922

r

GSeſſ

Keine Verſtändigung über die Umlage

die Abſtimmung über die Umlage
Alles abgelehnt

Berlin 23 Juni Der Reichstagsausſchuß für Volks
exnährung ſetzte heute die Beratung des Geſetzentwurfes
über die Regelung des Verkehrs mit Brotgetreide aus der
Ernte 1922 ſort nachdem der geſtern eingeſetzte Ausſchuß
zu keinem beſtimmten Ergebnis über die Preisfrage und die

Höhe des Lieferungsſolls des Umlagegetreides gekommen
war Der Antrag der Rechten auf Ablehnung des Um

lageverfahrens und Einführung der freien Wirtſchaft wurde
mit 10 gegen 10 Stimmen bei 8 Stimmenthaltungen ab
gelehnt Der Antrag der ſozialbemokratiſchen Fraktion auf

Erhöhung der Umlage auf 4 Millionen Tonnen wurde
abgelehnt Ebenſo der Antrag der Rechten auf 1 Millionen

Tonnen und der Antrag Dr Heims auf 2 Millionen Tonnen
ſchließlich wurde auch die Regierungsvorlage abgelehnt

Dieſe Ablehnung erfolgte mit Stimmengleichheit von 11 11
Stimmen unter Stimmenthaltungen von Mitgliedern des
Zentrums und der Demokraten Die Sitzung wurde ſchließ
lich abgebrochen um für Verhandlungen unter den Regie
rungsparteien Zeit zu gewinnen Ueber das Ergebnis wird

heute nachmittag um 5 Uhr berichtet
Dem heurigen ſochluß waren geſtern längere Kom

miſſionsberat u gen vorangegangen die durch das Auf
treten des Vauernführers Dr Heim gekennzeichnet waren
Unſer parlamentriſcher Mitarbeiter gibt uns
darüber folgenden Bericht

Heim gegen die Deutſchnationalen für Verſtändigung

Jn der geſtern fortgeſetzten Beratung der Getreideum
lage im Ausſchuß des Reichstages zeigte ſich deutlich das Be
ſtreben des bayeriſchen Bauerndoktors Heim vermittelnd zu
wirken Gegenüber dem Abg Schiele der ſtark gegen die
Umlage polterte betonte Abg Heim Bay Vp daß ein
Weg zur Verſtändigung und zur Herbeiführung einer großen
Mehrheit gefunden werden müſſe Der Staatsſekretär Henrici
beſtritt daß es ſich um eine Sonderbelaſtung
de r Landwirtſchaft handle Die Kohle ſei z B
um 25 28 Milliarden belaſtet die Exzportin
duſtrietrage für 7 Milliarden beſondere Abgaben die jetzt noch weſentlich höher würden Die land
wirtſchaftlichen Düngemittel Kali Salpeter und Stickſtoff ſtän
den im Preiſe unter den Weltmarktnotierungen Die Umlage
ſei alſo nur ein gewiſſer Ausgleich für die Landwirtſchaft
aber keine Sonderſteuer Abg Stegerwald Ztr meinte
daß die Vorlage entweder mit einer großen Mehrheit zu
ſtande komme dann könne man die Betriebe von 5 Hektar
an belaſten Geſchehe das aber nicht und ergäbe ſich nur
eine ſchwache Mehrheit dann könnte dem Antrag Böhme auf
Höherſetzung bis zu 10 Hektar entſprochen werden Die Zahl
der Abliefernden würde ſich dann weſentlich verringern

Abg Dr Böhme Dem wünſchte in ſeinem Antrage
die Heranziehung der Forſtflächen von über 5 Hektar Das
mache 2,7 Millionen Hektar Fläche davon 1,4 Mill Hektar
nutzbare Fläche aus Dieſe große Fläche könne ſo belaſtet
werden wie die beſten Getreidebodenklaſſe des Großgrund
beſitzes Das ſei in der Magdeburger Börde 28 Ztr pro
Hektar oder I Tonnen Das Geld das die Landwirtſchaft
weniger erhielte als beim freien Getreidepreis belaſtet die
kleinen Betriebe außerordentlich Bei der neuen Vorlage würde
nach dem Preisvorſchlag des Reichsrats die Belaſtung der
Landwirte 3300 Mark pro Tonne ſein alſo für den Hektar
Getreidefläche 5000 Mark bei beſter Bodenart Wenn man
damit den Getreidebau belaſtet ergäbe ſich die Summe von
61 Milliarden Die ganze Belaſtung nach der neuen Vorlage
ergibt 81 Milliarden Mark Es könne alſo durch die Ein
beziehung des Waldes der Getreidebau erheblich entlaſtet
werden Auch am Schiuſſe der Debatte zeigte ſich der Verſtändi
gungswille Dr Heims Er ſchlug gegen den heftigen Wider
ſpruch der Deutſchnationalen einen Unterausſchuß vor der
ſich über eine grundſätzliche Einigung klar werden ſoll DrHeim ſelber wurde zum Vorſitzenden en Ausſchuſſes beſtimmt

in dem jede Partei einen Vertreter entſenden wird

Goldmilliarde oder Papiermilliarden

Jm Steuerausſchuß des Reichstages richtete bei Beginn
der Beratung über die Zwangsanleihe am 22 Juni der
Demokrat Fiſcher die Frage an die Regierung was ſie ſich
unter einer Milliarde Gold vorſtelle Es müſſe im Geſetz
eine beſtimmte Zahl Goldmark aufgenommen werden unter
Umrechnung in Papiermark An der ſich hieran anſchließen
den Debatte beteiligten ſich alle Parteien Der Demokrat
Dernburg legte dar daß man ſich nur an den Umrechnungs
kurs der Vergangenheit halten könne um nicht der Speku
lation Tür und Tor zu öffnen Gegenüber den Sozialdemo
kraten die den Umrechnungskurs am Zahlungstage einführen

Poliziſten und ein

die Zwangsanleihe 60 Milliarden Papiermark Mordkat iriſcher Extremiſten
Gehaltszahlung am 24 Juni

wollten wurde von der Volkspartei und beſonders von den
Demokraten ausgeführt daß die Regierung im Entwurf die
beſtimmte Zahl von ſechzig Milliarden Papiermark einer
Milliarde Goldmark gleichgeſetzt habe und mit dieſer Zahl
auch der Reparationskommiſſion gegenüber aufgetreten ſei
eine Zahl die auch dem Durchſchnittskurs des Dollars für
die Zeit vom 1 Januar bis 31 Mai entſpreche Jnfolge
deſſen wurde der W Antrag auf 75 Milliarden
abgelehnt und 60 Milliarden Papiermark als Ertrag der
Zwangsanleihe eingeſetzt Der Zinsſatz wurde nach den drei
zinsfreien Jahren auf 4 Prozent ab 1 Januar 1930 auf
5 Prozent feſtgeſetzt

Für die Mehrheit war ausſchlaggebend daß der von denSozialdemokraten vorgeſchlagene Finsſet von 25 Prozent

den allgemeinen Markt für ſonſtige Anleihen noch mehr er
ſchüttern und unheilvoll auf die Ausſichten einer internatio
nalen Anleile wirken würde

Die Ueberſchichten der Bergarbeiter
Jm ſozialen Ausſchuß des Reichstages wurde am 22 Juni

das Geſetz über die Arbeitszeit in den Bergwerken beraten
nachdem bereits eine Vorberatung durch einen Unteraus
ſchuß vorgenommen war Das Geſetz das nach dem Regie
rungsentwurf nur für die Steinkohlenbergwerke r ſollte
ſoll auf den geſamten Bergbau unter Tage aus
gedehnt werden Als regelmäßige tägliche Arbeitszeit nach
S 2 gilt die Schichtzeit die ſich aus den am 1 Oktober 1921
geltenden Tarifverträgen ergibt Die Ueberſtundenfrage
die im Geſetz ziemlich unklar formuliert war wurde durch
einen demokratiſchen Antrag Dr Fick Ziegler dem ſich die
Sozialdemokraten anſchloſſen dahin geändert daß Ueber
ſtunden durch allgemein verbindliche Tarifverträge über die
Beſtimmung des S 2 hinaus vereinbar werden können Das
Geſetz gilt nur bis zur allgemeinen Regelung der Arbeits
zeit durch Geſetz

Feldmarſchall Wilſon ermordet
London 22 Juni Feld marſchall Sir Henry Wilſon wurde

heute nachmittag auf ſeinem Landſitz bei London von zwei
Männern erſchoſſen Die beiden Täter ſind verhaftet Cham
berlain teilte im Unterhauſe den Ueberfall auf Feldmarſchall
Wilſon mit Drei Poliziſten wurden ebenfalls er
ſchoſſen Die Mitteilung rief in Unterhauſe Beſtürzung
hervor Es wurde beſchloſſen die Sitzungen zum Zeichen
der Trauer zu vertagen

Reuter meldet Feldmarſchall Wilſon kam in Khakiuniform
von der Enthüllung des Kriegerdenkmals beim Bahnhofe
Liverpool Street in einer Kraftdroſchke zurück als beim Aus
ſteigen aus der Droſchke zwei junge Jrrländer Revolver
ſchüſſe auf ihn abfeuerten Wilſon bückte ſich lief eiligſt die
Stufen zur Tür ſeines Hauſes hinauf und verſuchte die Tür
mit dem Hausſchlüſſel zu öffnen als eine Kugel ſeinen Kopf
traf und ihn tot niederſtredte Die beiden Täter liefen die
Straße hinunter und feuerten ihre Revolver ab wobei drei

iviliſt ſchwer verwundet wurden Der
eine Poliziſt iſt inzwiſchen im Krankenhauſe geſtorben Wilſon
war ſchon ſeit einiger Zeit unter polizeilichem Schutz da ein
Anſchlag auf ihn befürchtet wurde Polizei befand ſich auch
vor der Wohnung Wilſons als der Mord geſchah

Alle Anzeichen deuten darauf hin daß das Attentat
auf Feld marſchall Wilſon von iriſchen Extremiſten aus
ging Wilſon war als Befürworter ſchärfſter militariſtiſcher
Methoden zur Niederwerfung der iriſchen Unruhen bekannt
und deshalb auch mit der Regierung wiederholt in ſcharfen
Konflikt geraten Jm März richtete Feld marſchall Wilſon
einen offenen Brief an den Miniſterpräſidenten von Ulſter
worin er Lloyd George für die Lage in Jrland verantwortlich
machte und das Eingreifen eines ſtarken Mannes forderte
Jm Mai erklärte er in aufſehenerregender Rede daß Lloyd
George mit den Feinden des Landes gemeinſame Sache mache
Sie haben Mördern die Hand gegeben ich bin mit Jhnen

fertig Während der letzten iriſchen Kriſe war Wilſon dazu
auserſehen die Verteidigung Ulſters zu leiten und die Ruhe in
Belfaſt wieder herzuſtellen Gerüchte beſagen daß zahlreiche
Offiziere die in letzter Zeit in Jrland gekämpft haben von
gegen ſie beabſichtigten Attentaten unterrichtet waren Offen
bar iſt das Attentat als Antwort der Extremiſten auf dos
Ergebnis der Wahlen zu betrachten Jnwieweit die fernere
Entwicklung der iriſchen Frage durch den Mord beeinflußt
werden wird iſt vorläufig nicht zu ſagen

Jn Bingen haben die Franzoſen eine Kaſerne unmittelbar
an den Rhein gegenüber dem Niederwalddenkmal errichtet Es
wäre kindiſch wenn es nicht niederträchtig wäre
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Ein Schachergeſchäft
Mit einer offenbar amtlich beeinflußten Andeutung des

in Frankreich weit verbreiteten Petit Pariſien fing en an
Am nächſten Tage klapperte die Offiziöſenmühle in ſämt
lichen Pariſer Blättern Frankreich will durch Zugeſtändniſſe
an England im nahen Oſten die Handlungsfreiheit am
Rhein erkaufen Natürlich wird das fein geſponnene Plän
chen als ein Londoner Erfolg Poincareés hingeſtellt Lloyd
Georges Stimmung ſei infolge der mißglückten Konferenz
von Genug vollſtändig umgeſchlagen Er nähere ſich dem
en rn Lord Derby und komme den Wünſchen der
ranzöſiſchen Regierung inſofern entgegen als er ſich vonden Klchten des britiſchen Delegierten in der Reparations

kommiſſion Sir John Bradbury mehr und mehr entferne
Das ſind alles leere unbewieſene Behauptungen zu einem
beſtimmten politiſchen Zweck fabriziert Aber warum ſoll
ſich die Pariſer Preſſe nicht dazu hergeben Hat doch der
Vorſitzende des Senatsausſchuſſes für äußere Politik Senator
Doumergue alſo ein Mann von Verantvwortlichkeit öffent
lich mitteilt Poincaré ſei in London gewahr geworden daß
auch die engliſche Regierung keine Herabſetzung der
deutſchen Schuld mehr wünſche

Auf dieſen Behauptungen beſſer geſagt Unterſtellungen
wird nun das Schacherproblem aufgebaut Poincaré ver
zichtet auf die Briandſche Orientpolitik er wendet ſich von
der türkiſchen Angoraregierung ab und überläßt das Feldim nahen Oſten der engliſchen Politik Für dieſe Zugeſtänd

niſſe tauſcht er ein Handlungsfreiheit in der Reparations
frage gegen Deutſchland insbeſondere Anerkennung der
franzöſiſchen Theſe daß die Rheinbeſetzungsfriſt wegen der
Widerſpenſtigkeit Deutſchlands noch immer nicht zu laufen
begonnen habe Um dieſe diplomatiſche Räubergeſchichte
etwas anderes iſt es doch nicht für zweifelnde Gemüter
ſchmackhafter zu machen wird die Lage in Kleinaſien ſo dar
geſtellt als gehe England auf Grund der ſoeben in London
getroffenen Vereinbarungen von neuem gegen die Angora
türken vor Die franzöſiſchen Berichterſtatter in Athen über
ſchütten ihre heimatlichen Zeitungen mit Nachrichten über
eine plötzliche Wiederbelebung der griechiſchen von
England unterſtützten Feindſeligkeiten in Kleinaſien Eng
land hat jetzt am Bosporus vollſtändig freie Hand Warum
ſoll ſich Frankreich nicht am Rhein zu Tiſche ſetzen Dies
der Gedankengang den Poincars jetzt durch ſeine Preß
trabanten dem empfänglichen franzöſiſchen Zeitungsleſer
ins Hirn hämmern läßt Auf dem Umwege über die North
cliffepreſſe hofft man dann auch in England Eindruck zu
machen und die Geſchichtslüge von den Londoner Ab
machungen iſt fertig

Aber im Foreign Office zu London ſcheint man gewarnt
zu ſein Jeder Tag bringt eine neue Note die dem fran
zöſiſchen Preſſefeldzug das Konzept verdirbt Da wird an die
Grundſätze erinnert die England anläßlich der franzöſiſchen
Beſetzung von Frankfurt a M aufgeſtellt hat Da wird
jedes iſolierte Vorgehen bei der Durchführung der Friedens
verträge als inkorrekt und feindlich erklärt Lloyd George
bemüht ſich bei dieſer Gegenwirkung ſelbſt Er läßt die
franzöſiſchen Korreſpondenten zu ſich bitten und teilt ihnen
mit England vertrete in der Reparationsfrage den Stand
punkt daß keine militäriſchen Sanktionen verhängt werden
dürfen ſelbſt für den Fall daß Deutſchland die eine oder
die andere ſeiner Verpflichtungen nicht erfülle Denn es
fehle der böſe Wille England ſei auch gegen wirtſchaft
liche Zwangsmaßnahmen weil ſie nichts einbringen Das
war doch deutlich genug Lloyd George wünſcht offenbardaß die derzeitigen Werhandinngen des Garantiekomitees in

Berlin in Ruhe und ohne Reizung von ſeiten Frankreichs
verlaufen Um den glatten Gang der Dinge zu fördern
ſpinnt die engliſche Regierung auch den Faden des Anleihe
problems weiter und läßt verkünden daß die Aufnahme
einer Anleihe für Deutſchland in allernächſter Zeit un
bedingt nötig ſei Der r des Morgankomitees dürfe
nicht entmutigen Da faſt die ganze franzöſiſche Preſſe ſeit
einigen Tagen von der Anleihe ſpricht ihre Notwendigkeit
anerkennt ſo kann ſie ſich jetzt nicht ſelbſt widerrufen Man
ſieht wie geſchickt die engliſche Diplomatie den franzöſiſchen
Unterſtellungen pariert Kein Wort fällt in London über
das angebliche Tauſchgeſchäft Orient Rhein Und es iſt ja
auch an der ganzen Pariſer Preſſemache kein Wort
wahr Lloyd George hat Herrn Poincaré in London auf
die Haager Konferenz und auf eine abwartende vernünftige
Behandlung der Reparationsfrage feſtgelegt Das iſt die
Wahrheit An ihr rütteln vergeblich die Federhelden des
Pariſer Lügenfeldzuges

Ablehnung der zweijährigen Dienſtzeit
in Frankreich

Paris 22 Juni Jn der Kammer hielt der frühere
Kriegsminiſter Lefevres ſeine übliche Hetzrede gegen Deutſch
land auf die einzugehen e nur Platzmangel verbietet
Es ſei nur feſtgeſtellt daß Lefevre wie üblich ſeine Rede mit
Verleumdungen gegen Deutſchland ſpickte u a von W
organiſationen in Deutſchlan n die militäriſche
növer abhielten uſw Seine Ausführungen wurden natürlich
von der Kammer lebhaft applaudiert

Die Kammer lehnte das Amendement Andre Lefevres
das die vorläufige Beibehaltung der zweifährigen Dienſtzeit
vorſieht mit 551 gegen 9 Stimmen ab nach der egs
miniſter dagegen ge hatte



die Außenpolifik vor dem KReichskag
Unabhängige Anträge auf teilweiſe Wegſteuerung des Vermögens

Berlin 22 Juni
Vor Eintritt in die Tagesordnung wird ein Dringlichkeits

antrag der Unabhängigen auf Einleitung einer allgemeinen
Finanzreform nach beſtimmten Leitſätzen ſofort einer Kom
miſſion überwieſen Der Antrag fordert daß alle der Körper
ſchaftsfteuer unterliegenden Körperſchaften ihre Kapital
anteite um ein Drittel zu erhöhen und dies
Drittel dem Reiche abzutreten haben Auf jedes in
ländiſche Grundvermögen wird zugunſten des Reiches an erſter
Stelle eine Grundſchuld in der Höhe eines Vier
te l s des angegebenen Wertes eingetragen Vom Erbrecht ſollen
die Verwandten der dritten und folgenden Stufen ausgeſchloſſen
ſein und für den Reichsfiskus ein geſetzliches Erbrecht eingeführt
werden Bei Erbanfällen über 100 000 Goldmark erhält das
Reich einen Erbanſpruch auf den Ueberſchuß

Es folgt die Sahrechuna der geſtern begründeten außen
politiſchen Jnterpellation

20 Sträger erklärt daß ſeine Partei das ſchamlos
gebeurte Recht an Rhein und Saar wiederherſtellen wolle Die
Sozialdemokratie billige deshalb die Erklärung der Reichsregie
rung Die Gefahr einer Lostrennung der Rheinlande ſei wohl
im allgemeinen nicht groß bedenklich ſei aber das Auftreten ge
wiſſer rheiniſcher Landwirte die in ihrem Kampfe gegen die Ge
treideumlage ſogar Verbindung mit der interalliierten Kommiſſion ſuchten gen die in der Wahrung ihrer 4oiſt ichen
Intereſſen vor Landesverrat nicht zurückſchreckten gäbe es in
jedem Stande Das beweiſe ein Schreiben des Großagra
riers v Oldenburg vom 12 Agrrt 1915 an den damaligen
Innenminiſter Loebell in dem er erkläre daß er trotz der Hungerölockade wegen der vielen unangenehmnen Verordnungen 500
Morgen Getreide nicht beſtellen wolle und dieſer
ſelbe Oldenburg laufe heute mit dem E K I Kl herum Als
Herr Helfferich bei ſeinem Kampfe um das Londoner Diktat ge
fragt wurde was nach der Ablehnung geſchehen ſolle ſprach erdie hiſtoriſchen Worte Ja das wird ſich dann eben hiſtoriſch ent
wickeln Er hatte alſo gar keinen Plan und will uns in die
Zukunft hineintappen laſſen wie wir in den Krieg getappt ſind
Wir begrüßen das Wiesbadener Abkommen weil wir darin dene Schritt zur Löſung des franzöſiſch deutſchen Problems
ehen

Abg Gothein m daß der deutſchnationale
Redner Dr Reichardt die ſchheitswürde ſo wenig gewahrt
habe Ueberhaupt ſehen wir ſeit London zweifellos eine
gerade Linie des Fortſchritts für uns Auch der
Spruch der Anleihekommiſſion ſt ein Vorteil für uns ein Verdikt
gegen die franzöſiſch militariſtiſche Politik Er bezweifle aber
ob Dr Reichardt mit ſeiner Rede eine für die Anleihe günſtige
Atmoſphäre geſchaffen habe Redner polemiſiert dann gegen die
Ausführungen Dr Levis und tritt der Jlluſion entgegen als ob
die Reichen allein die Forderungen der Entente erfüllen könnten
Ein Wegſteuern des Kapitals führe zur Still
legung der Produktion und mache damit die Er
füllungspolitik unmöglich Ohne Erhöhung der Ar
beitszeit im Ruhrrevier würde die Produktion an der Kohlen
armut zugrundegehen Damit würden auch die Anleiheausſichten
ſehr vermindert An der letzten großen Teuerungswelle ſei die
unerträgliche Tarifpolitik ſchuld Darum müſſe eine r
Verwaltungsreform einſetzen Der Völkerbund dürfe ſich nicht
länger zum Büttel für das furchtbare Unrecht machen das unſerer
deutſchen Bevölkerung im Saargebiet angetan werde

bg Ein winger B Vpt betont die Einigkeit des ganzen
Volkes mit der e in der Verurteilung des Unrechts das
im Rheinlande und im Saargebiet dem deutſchen Volke und der
deutſchen Wirtſchaft angetan wird Bei dem Sachlieferungs
abkommen ſollte die Regierung darauf achten daß auch die Süd
deutſchen wirtſchaftlich dabei zu ihrem Rechte kommen Wie
lange gedenke der Reichskanzler noch den r Erfüllung
fortzuſetzen angeſichts der immer weiter fortſchreitenden Mark
entwertung olle er von Deviſenleiſtungen abſehen und ſich
nur noch auf Sachlieferungen beſchränken Habe er überhaupt
einen Plan oder wolle die Regierung einfach fortwurſteln Da
mit würde das deutſche Volk ähnlichen Erſchöpfungsdelirien aus
eſetzt wie wir ſie jetzt bei den unglücklichen Oeſterreichern ſähen

Die Parteien der nungen würden bald zugeben müſſen
daß der Beweis für die Unmöglichkeit der Ententeforderungen
durch die an dem zuckenden Körper des deutſchen Volkes vorge
nommene Viriſektion erbracht ſei

Abg ten Hompel ſtimmt dem Sachlieferungsabkom
men zu betont aber daß damit das Reparationsproblem noch
nicht gelöſt ſei Auch die äußere Anleihe könne nicht die Löſung
bringen ſondern nur die

Mehrarbeit des deutſchen Volkes

Jn der inneren W ſtänden wir vor dem dent
und ſchweren Problem der Frage der Volksernährung ir müß
ten dabei eine mittlere Linie zu finden ſuchen welche den Inter
eſſen der Erzeuger ebenſo wie denen der Konſumenten echt
werde Darum müſſen wir in dieſer ſchweren Zeit das Einigende
voranſtellen Beifall

Abg Dr Breitſcheidt Seitdem die Franzoſenmehr mit Peitſche als mit Zuckerbrot die Beſetzung im Rhein

lande ausüben ſind die Sympathien für Frankreich dort auf den
Nullpunkt geſunken Weder mit Gewalt noch durch Volksabſtim
mung kann heute das Rheinland von Deutſchland losgeriſſen
werden Viel ſchlimmer ſteht es an der Saar Redner verlangt
daß Deutſchland Oeſterreich gegenüber wenigſtens wirtſchaftlich
alles tue um dies heroiſch kämpfende Volk zu unterſtützen und
ſtimmt dem Sachlieferungsabkommen im Jntereſſe einer Ver
ſtändigung zu

Um 7 Uhr abends wird die Weiterberatung auf I itas
nachmittag 2 Uhr vertagt Außerdem Anträge und kleinere
Vorlagen

Lioyd George über die Schuldenfrage
London 22 Juni Jn der heutigen Sitzung des Unter

hauſes fragte der Abgeordnete Wodgewood ob es wahr ſei
daß die engliſche Regierung den Alliierten den Vorſchlag ge
macht habe auf ihr Guthaben gegenüber den Alliierten zu
verzichten wenn gleichzeitig die deutſchen Reparationsſchulden
um den gleichen Betrag ermäßigt werden Lloyd George
erklärte er müſſe dieſe Frage verneinen Er ſagte die Frage
der alliierten Kriegsſchulden könne nur in Verbindung mit
den Schulden an Amerika behandelt werden England ſei
nicht genügend frei um ſeinen Steuerpflichtigen neue Laſten auf
zuerlegen dadurch daß es auf ſeine Guthaben verzichte Die
engliſche Regierung müſſe von ihren Alliierten die Bezahlung
der Zinſen ihrer Schulden gegenüber England verlangen

Sorge um den Verſailler Perkrag
Pariſer Kommentar zu Rathenaus Rede

atis 22 Juni Die Liberte ſchreibt Walter Rathenau
der Mann des Wiesbadener Abkommens hat geſtern im
Reichstag einen Vortrag über die Frage des Saargebietes gehalten der den Beifall aller Parteien fand Rathenau iſt der

deutſche Außenminiſter Alles was ſich auf das Saargebiet
et iſt im Verſailler Friedensvertrag feſtgelegt wordenDie Reichsregierung greift ſomit offiziell den Ser ailler Ver

trag deſſen dritter Sahtestag in den nächſten Tagen

kehren wird an Wenn die Allüerten ſolche Worte
wieder
vorbei

VI e
gehen laſſen ſo bedeutet das daß ſie drei Jahre nach deret des Friedens ſelbſt nicht meht an die Un
verletzlichkeit des Friedensvertrages glauben Rathenau hat
dieſen phyſiologiſchen Moment erfaßt
denklich und das Syſtem iſt ſchlecht

der miniſterpräfident gegen die Schuldlüge
ndtag

Berlin 22 Juni
Reiſekoſten der Staats

Eine Vor

Das Zeichen iſt be

Eine Vorlage betreffend die
beamten wird an den Beamten Ausſchuß überwiesen
lage über phosphorhaltige Mineralien geht an den Ausſchuß für
Handel und Gewerbe Ein Antrag des Hauptausſchuſſes zur Be
kämpfung der Hungersnot in Rusßland insbeſon
dere zugunſten der Deutſchen dem Roten Kreuz 5 Mil
lionen zur Verfügung zu ſtellen wird angenommen Sodann wirddie Beratung des Balehalt des Staats miniſteriums fortgeſetzt

Miniſterpräſident Braun Die Lüge von der Alleinſchuld
Deutſchlands muß zerrüttet und vernichtet werden Bei ſeinem

Kampfe muß man ſich aber auf das tatſächlich zu Beweiſende be
ſchränken dann werden wir im deutſchen Reiche eine ge
ſchloſſene Front des deutſchen Volkes zuſammen
bringen Die wichtigſten Kronzeugen gegen die Alleinſchuld
Deutſchlands ſind der engliſche und der frühere italieniſche Mi
niſterpräſident Lloyd George hat offen ausgeſprochen daß Deutſch
land für den Krieg nicht verantwortlich zu machen ſei Redner
appelliert an das Land mit geräuſchvollen und militäriſchen
Feiern und Veranſtaltungen in denen das frühere Regime ge
feiert wird Zurückhaltung zu üben Dieſe ſind nicht dazu angetan
den Haß des Auslandes den man hier geſtern als das größte
Hindernis für eine Reviſion des Vertrags von Verſailles bezeich
net abzubauen Die deutſche Bevölkerung im beſetzten Gebiet
beſonders auch im Saargebiet muß mehr darunter leiden Wir
verfolgen die Kämpfe der ſaarländiſchen Bevölkerung gegen die
Bedrückung mit inniger Anteilnahme Wir werden ſie in dem
Kampf um das Volkstum unterſtützen Der franzöſiſche Frank
rollt am Rhein aber die rheiniſche Bevölkerung läßt ſich nicht
wankend machen und blickt mit Verachtung auf diefenigen Deut
ſchen die ſich kaufen laſſen Die Verſuche dieſe Gebiete von
Preußen loszureißen werden ſcheitern und wenn auch in Ober
ſchleſien neue Grenzſteine geſetzt ſind die geiſtige und kul
turelle Gemeinſchaft eines Volkes läßt ſich nicht zer
reißen Dieſe zu pflegen wird vornehmſte Aufgabe aller Bevöl
kerungskreiſe ſein Mit dem Gruß an die zu Preußen Zurück
kehrenden verbindet Redner die ernſte Mahnung kaltes Blut zu
bewahren und ſich nicht zu gewaltſamen Vergeltungsmaßnahmen
hinreißen zu laſſen Oberſchleſien bedürfe jetzt der Ruhe Ueber
Geſtaltung des neuen Staatsweſens werde es dem
nächſt zu entſcheiden haben Hoffentlich würden die Ober
ſchleſier einſehen daß ihre wirtſchaftlichen und kulturellen Jn
tereſſen bei Preußen liegen Ein neuer Staat wäre weder zum
Nutzen Deutſchlands Preußens noch Oberſchleſiens ſelber Durch
die Provinzialautonomie werde auch die Erörterung über das
Problem verſchwinden daß Preußen ſterben müſſe damit Deutſch
land leben könne Redner ſchließt mit dem Appell an die Volks
partei ein ſcharfes Auge darauf zu haben daß nicht etwa deutſch
national geſinnte Beamte ſich volksparteiliche Färbung geben um
ſich ihre Stellung zu erhalten

Abg Schul Neukölln Kommuniſt verlangt Beſeitigung
der preußiſchen Vertretung in München und Dresden ſowie des
Staatsrates und bekämpft die Koalitionspolitik weil die Jnter
eſſen der Arbeiterſchaft dabei vollkommen unter die Räder kämen

Abg Dr Schwering Es iſt erwieſen daß Deutſch
land eine ausgeſprochene Friedenspolitik getrieben
hat Der FechenbachProzeß hat geradezu klaſſiſche Zeugniſſe da

ergeben aber die Kriegslügenſrage darf nicht z r Partei
aſch e werden Redner gibt namens ſeiner Fraktion eine Er

klärung ab in der gegen das uns aufgezwungene Bekenntnis der
Alleinſchuld das das Fundament des Verſailler Vertrages bildet
Stellung genommen wird

Abg Rippel Dn gibt der Freude darüber Ausdruck daß
die Ausſprache hinſichtlich der Schuldlüge zu einer

erfreulichen Einigkeit
geführt habe Seine Partei ſtöre keine Demonſtration der Linken
Die vaterländiſchen Demonſtrationen würden dauernd geſtört
Könne man ſich da wundern wenn einmal ein Pfeil auf den
Schützen zurückfalle

Abg Dr Kreus Dem So lange diesfremde Beſatzung
im Rheinlande ſteht ſo lange die Außengrenzen des Reiches be
droht ſind läßt ſich das preußiſche Problem nicht löſen Durch
Maßnahmen der Agitation die die jetzige Staatsform als vorüber

e bezeichnet iſt die Anpaſſung des Berufsbeamtentums ver
i t

Abg Dr Bredt D Vpt erörtert Fragen der inneren Ver
waltung und fordert Weiterverleihung des eiſernen Kreuzes

Miniſterpräſident Braun tritt dem entgegen Mit der
Ordknsverleihung müſſe endlich Schluß gemacht werden Für
Oberſchleſien wo noch viele Nichtſchleſier anweſend ſeien ſei Be
wahrung von Ruhe und Beſonnenheit dringend notwendig Der
von den Kommuniſten ſo ſcharf bekämpfte Grenzſchut ſollte
gerade von dieſer Partei zum Kampfe gegen die Regierung ge
wonnen werden

Abs Heilmann Soz lehnt die Schuldlüge ab in dem
Sinne daß Schuld Abſichtlichteit bedeute Die Fab r
aber nicht zu beſtreiten Der Staatsrat ſei ein mißglücktes Ex
periment

Nach weiteren Ausführungen der Abgeordneten Kloſt 3Z
Frank USP und Katte D Vpt wird die Weiterberatung
auf Freitag 11 Uhr vertagt

Einfühtung Calonders und Kaeckenbeeks
Kattowitz 22 Juni Heute vormittag 10 Uhr ſand in der

a e t dem jetzigen Ratsgebäude der Woywod
ſchaft die feierliche Einführung Calonders des Präſidenten
der gemiſchten Kommiſſion ſtatt Von deutſcher Seite waren
erſchienen Exzellenz Lewald Legationsrat v Moltke Dr
Lukaſchek und Diplomingenieur Bormann von polniſcher
Seite Generalkonſul Keszycki Oppeln Diplomingenieur Gra
bianowskiKattowitz Rechtsanwalt Wolny ein Mitglied des
Außenminiſteriums Woywode Rymer der Präſident des
Oberlandesgerichts Vochochenaki Oberbürgermeiſter Gornik

un et el z i W zu en ugrüßung durch den polniſchen Generalkonſul ergri elleLewald das Wort worauf Calonder in einer ſänheren Aue

führung in franzöſiſcher Sprache antwortete
Der Gemiſchten Kommiſſion r als Mitglieder von

deutſcher Seite an v Moltke Lukaſchek von polniſcher Seite
Wolny und Grabianowski

Nach zwei Stunden fand in Beuthen in den etuch
geſchmückten Räumen des Landgerichts die feierliche Ein
führung des Profeſſors Kaeckenbeek als Präſi
dent der Schiedsgerichtskommiſſion ſtatt Der Feier wohn

n außer dem Präſidenten Calonder noch die 22
an der Kattowitzer Feier teilgenommen
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Ein ſchwelzerſſches Urkeſl
Baſel 22 Juni Zu dem zug der interalliierten Kom

miſſion aus Oberſchleſien melden die Baſler Nachrichten
Die Aufgabe der interalliierten Kommiſſion iſt erfüllt wenn
man den Ausdruck erfüllen gebrauchen will
ehr und pflichtwidriges Gewährenlaſſen gegenüber einem
abtrünnigen Terror Die oberſchleſiſche Frage an ſich iſt ein
überaus ſchwieriges Problem der hohen Politik Bei der
Entſcheidung über die Frage ob lieber die Jntereſſen Oſt
deutſchlands oder die der jungen polniſchen Republik bei der
Gebietszuteilung vorzuziehen wären konnte man in guten
Glauben verſchiedener An gt ſein Aber nur eine Anſicht
kann es unter anſtändigen Leuten jeder politiſchen Richtung
darüber geben daß es Pflicht der interalliierten Kommiſſion
und ihrer Zivil und h war während der dreiBeſetzungsjahre als x r kreuhänder in voller Neu
tralität Ruhe und Ordnung in Oberſchleſien aufrecht
zuerhalten Dieſe Pflicht hat General Lerond aufs
gröblichſte und beharrlichſte verletzt und damit
nicht nur ſeinem eigenen Namen ſondern auch dem ſeines
Volkes Unehre gemacht

Auszahlung der Juligehälker am 24 Juni
Jm Beamtenausſchuß des Reichstages teilte der Regie

rungsvertreter auf eine Anfrage mit daß das Kabinett an
geſichts der Not der Beamten beſchloſſen habe die Bezügt
für Juli ſchon am 24 Juni auszuzahlen vom preußiſche
Finanzminiſter ſei dieſelbe Anordnung getroffen worden und
es ſei anzunehmen daß die übrigen Länder folgen werden

Argentiniſches Fleiſch für Dentſchland

Berlin 23 Juni Wie wir hören ſind Vertreter großer
Fleiſcherverbände Argentiniens in Berlin eingetroffen Sie
lanen die Lieferung von großen Mengen argentiniſchen Ge
rierfleiſches das ſich bekanntlich billiger ſtellt als das deutſche

Sie bemühen Abſchlüſſe größten Stiles
zu en

das RKeichsſchulgeſetz auf dem koten Punlte
Vertagung bis zum Herbſt

Am 5 April war im Bildungsausſchuß des Reichstages
ein Antrag angenommen worden der die bis dahin mehr
pädagogiſch oder theologiſch oder juriſtiſch geführten Beratun
gen über das Reichsſchulgeſetz plötzlich zu einer bedeutſamen
politiſchen Angelegenheit gemacht hatte Mit 15 Stimmen
der Deutſchnationalen des Zentrums der Bayeriſchen und
der Deutſchen Volkspartei 13 Stimmen der Demo
kraten Mehrheitsſozialiſten und Unabhängigen war nämlich
der S 1 des Reichsſchulgeſetzes derart gefaßt worden daß
die weltlichen und die Bekenntnisſchulen gleichberechtigt mit
der Gemeinſchaftsſchule ſein ſollen während dem Sinne derVerfaſſung entſprechend die Gemeinſchaftsſchule nach dem Wort

lautd es Geſetzes den Vorrang vor den Sonderſchulen haben
ſoll Damit war die Zerſchlagung unſeres deutſchen Schul
weſens beſchloſſen vornehmlich durch Schuld des Zentrums
das ſich nicht an das Weimarer Schulkowyromiſ hielt
Regierung ließ damals durch Staatsſekretär Schulz erklären
daß der angenommene Antrag auf Gleichſtellung der drei
Schularten in Widerſpruch zu der bisherigen Auffaſſung der
Regierung zur neuen Sachlage herbeigeführt werden müſſe
Am 21 Juni hat ſich nun der Bildungsausſchuß wieder
verſammelt um die Antwort der Regierung entgegenzunehmen
Statt eines Regierungsvertreters erſchien jedoch nur ein
Schreiben des Reichsminiſters des Jnnern in
dem es heißt es hätten ſich bei der Beratung des S 1 Mei
nungsverſchiedenheiten darüber ergeben ob jener Abänderungs
antrag eine Verfaſſungsänderung in ſich ſchließe oder nicht
Die Regierung habe ſich wiederholt mit der Angelegenheit
befaßt könne aber aus verſchiedenen Gründen im gegenwärtigen
Augenblick keine abſchließzende Stellung nehmen be
halte ſich indes vor die Frage auch unter Würdigung ihrer
politiſchen Bedeutung alsbald im Benehmen mit den Parteien
zu löſen Unter dieſen Umſtänden halte ſie eine weitere Be
ratung zurzeit nicht für angezeigt werde es aber begrüßen
wenn noch vor Wiederbeginn der Sitzungen des Reichtages
im Herbſt der Ausſchuß die Beratungen wieder aufnehmen
würde ſo daß die Verabſchiedung durch den Reichstag alsbald
erfolgen könne

Darauf beſchloß der Ausſchuß gegen die Stimmen der
Deutſchnationalen und der Deutſchen Volkspartei die Ver
tagung der Beratung bis zum Herbſt Eine weitere Beratung
wäre auch Zeitvergeudung geweſen Es wird wohl nichts
anderes übrig bleiben als daß die unterlegenen Parteien eine
Entſcheidung des Staatsgerichtshofes darüber herbeiführen ob
der von der Mehrheit angenommene Antrag der Verfaſſung
entſpricht oder nicht nachdem bisher keine Löſung gefunden
wurde die uns vor einem Schulkampf bewahren könnte

Der deutſche Botſchafter in Madrid der ſpaniſchen
Regierung den Dank des deutſchen Volkes für die Hilfe aus
geſprochen die Spanien während des Weltkrieges deutſchen

n und deutſchen Kriegsgefangenen hat zukommen
ſſen Als Zeichen des Dankes übergab der deutſche Bot

ſchafter im Namen der Reichsregierung dem ſpaniſchen Roten
Kreuz deutſche Arzneimittel und eine Reihe anderer
Liebesgaben

Jm engliſchen Oberhaufe wurde mit 60 gegen 29 Stimmen
ein Antrag angenommen daß das Paläſtina Mandat in
e augenblicklichen Geſtalt unanne r ſei Die Annahme

Antrages erfolgte nachdem Lord Balfour ſich warm für
die Politik der Regierung eingeſetzt hatte Ohne die Trag
weite der Ablehnung der Regierungspolitik zu überſchätzenbedeutet dieſe Niederlage der Regierung daß ſie ſich überlebt

t und dem Verlangen des Volkes nach Neuwahlen nicht
ange mehr wird ausweichen können e
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